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Donnerstag, 2. Februar 2023

Regierung rückt vom 4er-Vorschlag ab
AlsGegenvorschlag zur Initiative der IG Starkes AR steht nun eine Variantemit drei bis fünf Gemeinden zurDiskussion.

Jesko Calderara

Vormittlerweile fast fünf Jahren
hat die IGStarkesAR ihre Initia-
tive eingereicht. Damit sollen
die Voraussetzungen für Ge-
meindefusionen geschaffen
werden. Seit längerer Zeit rin-
gen der Regierungsrat und der
Kantonsrat darum, ob undwel-
chen Gegenvorschlag sie dem
Volksbegehren entgegensetzen
soll.DerRegierungsrat legte ur-
sprünglich eine Variante vor,
mit demderKantonkünftig nur
noch aus vier Gemeinden be-
stehen würde. Nun hat die Re-
gierung den Gegenvorschlag
angepasst.Hansueli Reutegger,
VorsteherdesDepartements In-
neres undSicherheit, stellte die-
sen am Mittwoch an einer Me-
dienorientierung vor. Im Fol-
genden die wichtigsten Fragen
dazu.

1 Wie sieht der angepasste
Gegenvorschlag aus?

Mitderursprünglichvorgesehe-
nenReduktionauf vierGemein-
den hätte der Kanton künftig
beispielsweise aus demVorder-
land, Mittelland, Hinterland
und Herisau bestehen können.
NunhatdieRegierung ihreMei-
nung geändert und den Gegen-
vorschlag überarbeitet. Dieser
ist nunflexibler gestaltet. Dem-
nach würde Ausserrhoden aus
drei bis fünf Gemeinden be-
stehen.Welche Variante umge-
setzt wird, soll später entschie-
denwerden.

2 Gibt es im Vergleich zur
zweiten Lesung weitere

Veränderungen?
Gemäss dem regierungsrätli-
chenGegenvorschlag sollenbei
der Zusammenlegung von Ge-
meinden in Zukunft ein «ange-
messener Interessenausgleich»
und die «bestehenden Struktu-
ren» berücksichtigt werden.

3 Weshalb ging der Regie-
rungsrat nochmals über

die Bücher?

Der 4er-Vorschlag stiess unter
anderem in Teufen auf wenig
Gegenliebe. Teufen würden in
einer fusionierten Gemeinde
Mittelland an steuerlicher At-
traktivität einbüssen.Trotzdem
hat dieAnpassunggemässReu-
teggernichtsdamit zu tun.«Wir
wollen die Diskussion öffnen
und weitere Varianten zulas-
sen», betonte er. So wäre zum
Beispielmöglich, dass sichStein
der Gemeinde Mittelland an-
schliesst.

4 Was verlangt die Initiative
«Starke Ausserrhoder

Gemeinden»?
Die Initiative der IGStarkesAR
fordert die Streichung der Ge-
meindenamenausderKantons-
verfassung. Damit wären Zu-
sammenschlüsse einfacher
möglich. Gleichzeitig soll der
Kanton Fusionen fördern und
unterstützen. Dazu müsste ein
Gesetz ausgearbeitet werden.
NachAnsicht derRegierunghat

die Initiative juristischeMängel.
Daher lehnt er dasBegehrenab.

5 Welche Vorteile hätte eine
Reduktion der Anzahl

Gemeinden?
NachAnsichtderRegierunggibt
es Handlungsbedarf, weil künf-
tignichtmehralleAusserrhoder
Gemeinden handlungsfähig
sind. Vielerorts sei es schwierig
geworden, qualifizierte Mit-
arbeitende für die Verwaltung

und Freiwillige für politische
Ämter zu finden, sagte Reuteg-
gervordenMedien.Zudemgebe
es immermehrZweckverbände.
Bei diesen fehle jedoch die de-
mokratische Legitimation, so
Reutegger.GrössereGemeinden
dagegen hätten gegenüber dem
Kanton mehr Gewicht. Zudem
wäre die Rekrutierung von Ver-
waltungsangestellten leichter,
auchweil grösserePensenange-
botenwerden können.

6 Ist die Eventualvorlage
noch ein Thema?

Ja, das ist sie. Die Eventualvor-
lage kam in der zweiten Lesung
auf Antrag von FDP-Fraktions-
präsident Patrick Kessler (Teu-
fen) zu Stande. Sie ist eine Er-
gänzung des Gegenvorschlags
derRegierung.DieEventualvor-
lagenimmtdasAnliegender IG
Starkes AR, aber auch die juris-
tischenBedenkenauf.Demnach
werden die Gemeindenamen

aus der Verfassung gestrichen.
Für Bestandes- und Gebietsän-
derungenwäreaberdieZustim-
mung der Stimmberechtigten
jeder betroffenen Gemeinde
notwendig. Mit dieser Alterna-
tive solltendie Initiantender IG
StarkesARzumRückzugbewo-
genwerden.

7 Über welche Vorlagen
werden die Stimmberech-

tigten effektiv entscheiden?
Das ist offen und hängt auch
vomKantonsrat ab. Grundsätz-
lich können in der Abstimmung
höchstens zwei Vorlagen
gegenübergestellt werden. Die
Idee ist, den Stimmberechtig-
ten je eine Lösung, welche Fu-
sionen von unten («Bottom
up») und eine von oben («Top
down») ermöglicht, zu unter-
breiten. Die IG Starkes AR
kann ihre Initiative bis drei
Tage nach der dritten Lesung
des Kantonsrates zurückzie-
hen. Wenn sie dies tut, wird
den Stimmberechtigten wohl
derGegenvorschlag der Regie-
rung und die Eventualvorlage
unterbreitet.

8 Wie geht es nun weiter?
Als Nächstes ist der Kan-

tonsrat amZug. Erwird voraus-
sichtlich in der Mai-Sitzung in
dritterLesungüberdie Initiative
der IG Starkes ARund über den
Gegenvorschlag der Regierung
(zweite Lesung) beraten. Die
Abstimmung ist für November
geplant.

Sozialhilfequote rückläufig
Im Jahr 2021 haben in Appenzell Ausserrhoden 1152 Personenmindestens einmal wirtschaftliche Sozialhilfe erhalten.

2021 haben in Ausserrhoden
1152 Personen mindestens ein-
maleinefinanzielleLeistungder
wirtschaftlichen Sozialhilfe er-
halten. Im Vergleich zum Vor-
jahr sinktdieAnzahlum147Per-
sonenoderum11,3Prozent.Die
Sozialhilfequote liegt laut Mit-
teilung der Kantonskanzlei bei
2,1 Prozent (2020: 2,3) und da-
mit weiterhin unterhalb der ge-
samtschweizerischenQuotevon
3,1 Prozent.

Die Abnahme sei vor allem
aufdenklarenRückgangbeiden
Neueintritten zurückzuführen.
Insgesamt wurden 172 neue
Dossiers eröffnet, das sind
28 Prozent weniger als im Vor-
jahr.Hintergrunddafür sei unter
anderem die Erholung des
Arbeitsmarktes spätestens ab
Mitte des Jahres 2021. Die Be-
völkerungsgruppen, welche ge-

messen an ihrem Anteil an der
BevölkerungAusserrhodensbe-
sondershäufigSozialhilfebezie-
hen, konnten von der positiven
Entwicklung zwar überdurch-
schnittlich profitieren, weisen
aber weiterhin eine erhöhte
Quote auf: Kinder und Jugend-
liche 3,4 Prozent (–0,4 Prozent-
punkte), Ledige 3,2 Prozent
(–0,4 Prozentpunkte), Geschie-
dene2,8Prozent (–0,6Prozent-
punkte) sowiePersonenmit aus-
ländischerNationalität 6,4Pro-
zent (–0,6 Prozentpunkte).

Rückgang imAsyl-und
Flüchtlingsbereich
47,1 Prozent der Personen in
der Sozialhilfe verfügten 2021
lediglich über einen obligatori-
schen Schulabschluss. Dieser
Anteil hat über die letzten Jahre
kontinuierlich zugenommen. In

der SchweizerGesamtbevölke-
rung liegt dieser Anteil bei
15,0Prozent undhat abgenom-
men. «Das Risiko eines Sozial-

hilfebezugs konzentriert sich
zunehmend auf Personen ohne
weitere Bildung nach der obli-
gatorischen Schulbildung»,

heisst es dazu in derMitteilung.
Die Anzahl der von der Sozial-
hilfe unterstütztenPersonen im
Asylbereich ist 2021 weiter zu-
rückgegangen (–10,0 Prozent)
und betraf 244 Personen. Die
Sozialhilfequote im Asylbe-
reich, also bei Personen, die
einen Asylantrag gestellt ha-
ben, lag bei 80,6 Prozent. Die
Quote im Flüchtlingsbereich
(Personenmit Asyl und vorläu-
fig aufgenommeneFlüchtlinge)
lag bei 84,7 Prozent und damit
leicht höher als im Vorjahr
(80,6Prozent).Hingegen ist die
Anzahl der Unterstützten um
20,5 Prozent zurückgegangen
auf 174 Personen.

Viele Asylsuchende kamen
2014 und 2015 in die Schweiz
und erhieltenAsyl oderwurden
vorläufig aufgenommen. Da es
für sie nach fünf respektive sie-

ben Jahren keine Globalpau-
schalen des Bundes mehr gibt,
gehen sie vollständig in die fi-
nanzielle Zuständigkeit der
Kantone und Gemeinden über
und werden in der Statistik der
wirtschaftlichenSozialhilfe aus-
gewiesen.

Mehr
Alimentenbevorschussung
Die Alimentenbevorschussung
ist eine der Sozialhilfe vorgela-
gerten bedarfsabhängige Leis-
tung, bei der der Kanton ge-
schuldete Unterhaltsbeiträge
bevorschusst, falls der unter-
haltspflichtige Elternteil seiner
Unterhaltspflichtnicht odernur
ungenügend nachkommt. Die
Quote ist erstmalswieder leicht
gestiegen, von 0,54 im Vorjahr
auf 0,57 Prozent. Im 315 Perso-
nenwurden unterstützt.

In Ausserrhoden wurden 2021 172 neue Sozialhilfedossiers eröffnet,
28 Prozent weniger als im Vorjahr. Bild: Christian Beutler/Keystone

Was bisher geschah

Das ThemaGemeindestrukturen
ist in Ausserrhoden ein Dauer-
brenner. Auf die politische Agen-
da wurde es nach diversen vor-
angegangenen Vorstössen
schliesslich 2010 gesetzt, als der
Kantonsrat ein Postulat von Ro-
ger Sträuli für erheblich erklärte.
Sträuli ist Präsident der IG Star-

kes AR.Weil jahrelang nichts ge-
schah, lancierte die IG eine Ini-
tiative und reichte diese am
20. März 2018mit 1088 gültigen
Unterschriften ein.

Der Kantonsrat wies am
25. Februar 2019 diese mit dem
Auftrag an den Regierungsrat
zurück, einen Gegenvorschlag

auszuarbeiten. In der zweiten
Lesung stimmte die Regierung
am 21. Februar 2022 dem 4er-
Vorschlag der Regierung zu und
erweiterte diesen mit einem
Eventualantrag. Danach fand
eine Volksdiskussion statt, wäh-
rend der insgesamt 28 Beiträge
eingingen. (cal)

Auswie vielenGemeinden soll Ausserrhoden künftig bestehen? Diese Fragewird zurzeit im Rahmen der Diskussion zur Initiative der IG Star-
kes AR und zumGegenvorschlag der Regierung geklärt. Bild: Christian Beutler/Keystone

Regierungsrat Hansueli Reuteg-
ger ist Vorsteher des Departe-
ments Inneres und Sicherheit.

Bild: Benjamin Manser


